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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Schule und Bildung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Florian Braun MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Bericht zum Thema „Jahrelange unberechtigte Fortzahlung einer 
Funktionszulage an Lehrkraft - welche Verantwortung tragen 
Schulverwaltung und Landesamt für Besoldung und Versorgung?" 
Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 22. April 2026 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Jahrelange 
unberechtigte Fortzahlung einer Funkti0nszulage an Lehrkraft - welche 
Verantwortung tragen Schulverwaltung und Landesamt für Besoldung 
und Versorgung?" für die Sitzung des Ausschusses für Schule und 
Bildung am 22. April 2026. 

Ich wäre Ihnen dankbar, · wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten 
würden. 

Mit freundlichen Grüßen 

\l)~cv -re:1t 
'--Oorothe~il~r 

IJ 
1l April 2026 
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Aktenzeichen : 

214 - 2026- 0001770 

bei Antwort bitte angeben 

Dorothee Feiler 

Auskunft erteilt: 

Frau Wentker 

Telefon 0211 5867-3331 

kirsten.wentker@msb.nrw.de 

Anschrift: 

Völklinger Straße 49 

40221 Düsseldorf 

Telefon 0211 5867-40 

Telefax 0211 5867-3220 

poststelle@msb.nrw.de 

www.schulministerium.nrw 

Postanschrift: 

Ministerium für 

Schule und Bildung NRW 
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

„Jahrelange unberechtigte Fortzahlung einer Funktionszulage an 
Lehrkraft - welche Verantwortung tragen Schulverwaltung und 

Landesamt für Besoldung und Versorgung?" 

Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht der 
Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und 

Bildung am 22. April 2026 

Ausweislich der Berichtsbitte richtet sich das parlamentarische 
Aufklärungsinteresse insbesondere auf eventuell vorliegende 
Versäumnisse staatlicher Stellen sowie auf die Frage, ob es sich um ein 
individuelles Behördenversagen oder um ein stn,lkturelles Problem 
handelt.• 

Das Ministerium für Schule und Bildung hat den zugrundeliegenden Fall 
überprüft und festgestellt, dass die der Lehrkraft in der Zeit von August 
2018 bis April 2023 ohne Rechtsgrund gewährte Zulage gemäß § 59 
Landesbesoldungsgesetz (LBesG) zur Wahrnehmung eines 
höherwertigen Amtes (hier der kommissarischen Schulleitung einer 
Hauptschule) letztlich initial durch einen individuellen Bearbeitungsfehler 
im Dezernat 47 bei der Bezirksregierung Köln verursacht worden ist. 

Mit der Versetzung an eine andere Schule im Regierungsbezirk 
Düsseldorf hat die Lehrkraft die zulagenberechtigenden höherwertigen 
Tätigkeiten der kommissarischen Schulleitung an der Hauptschule im 
Regierungsbezirk Köln hicht mehr wahrgenommen. Im Rahmen der 
Versetzung hätte die Bezirksregierung Köln die von ihr zuvor initiierte 
Anweisung zur Zahlung der Zulage beenden und entsprechend dem 
seinerzeit geltenden Runderlass des Ministeriums der Finanzen vom 22. 
Aprii 2014 (8 2020 - 3.5.1 -IV1) dem für die Zahlbarmachung der Bezüge 
zuständigen Landesamt für Besoldung und Versorgung (LBV) eine 
entsprechende Anordnung übermitteln müssen. Dies ist durch einen 
individuellen Bearbeitungsfehler unterblieben und somit ursächlich für 
die Überzahlung. Ungeachtet dessen war die Lehrkraft verpflichtet, ihre 
Besoldungsmitteilung bei besoldungsrelevanten Änderungen im 
dienstlichen oder persönlichen Bereich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen 
und den Dienstherrn unverzüglich auf etwaige Überzahlungen 
hinzuweisen. Dies hat sie unterlassen und somit maßgeblich zur 
Überzahlung beigetragen. 
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Durch eine Prüfung der Zµlagengewährungen bei der Bezirksregierung 
Düsseldorf ist der Fehler im März 2023 aufgefallen. Daraufhin ist das LBV 

. · über die Zahlung der Zulage ohne Rechtsgrund informiert worden. 

Das LBV hat in · der Folge die Rückforderung der überzahlten Bezüge 
veranlasst und Strafanzeige gestellt. Die Lehrkraft musste sich im März 
2026 beim Amtsgericht Düsseldorf wegen des Verdachts des Betrugs 
durch Unterlassen verantworten. Das Amtsgericht Düsseldorf hat die 
Lehrkraft wegen Betrugs durch Unterlassen am 17. März 2026 zu einer 
Geldstrafe • verurteilt und die Einziehung des gesamten Tatertrags 
angeordnet. Da von Seiten der Lehrkraft Berufung gegen das Urteil 
eingelegt wurde, hat dieses bisher keine Rechtskraft erlangt. 

Die personalverwaltenden Stellen im Schulbereich treffen jährlich eine 
hohe Zahl bezügewirksamer Anordnungen gegenüber dem LBV. Dabei 
liegt es im Interesse aller verantwortlichen Stellen und Bearbeitenden, 
die Fehlerquote gering zu halten und Prüfabläufe zu vereinheitlichen und 
stetig zu verbessern. 

Damit zahlungsrelevante Änderungen in den tatsächlichen oder 
rechtlichen Verhältnissen zeitnah festgestellt und an das LBV 
weitergeleitet werden können, hat das Ministerium der Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof und allen Ressorts mit 
Runderlass vom 18. Juni 2021 (B 2020-3.5.1 - IV A 6) den 
personalverwaltenden Stellen nachdrücklich empfohlen, im Rahmen 
ihrer Organisationshoheit Controlling- und Qualitätssicherungsverfahreri 
zu etablieren. Diese Empfehlung wurde mit Erlass vom 19. Mai 2025 
(0 1354-11/2025- 9382 - IV A 6) erneuert. 

Trotz intensiver Bemühungen können bei der hohen Zahl von Prüfungen 
individuelle Fehler nicht zu einhundert Prozent ausgeschlossen werden. 
Soweit Fehler identifiziert werden, wird dies zum Anlass genommen, 
Abläufe zu überprüfen und zu verbessern. 

Das Ministerium für Schule und Bildung hat die B~zirksregierungen 
zuletzt im Jahr 2025 diesbezüglich sensibilisiert und sich über die seitens 
der Bezirksregierungen ergriffenen Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
unterrichten lassen. Darüber hinaus wurde das Thema im Rahmen einer 
Dienstbesprechung mit allen Dezernaten 47 der Bezirksregierungen 
besprochen. 

An der medienbruchfreien digitalen Verarbeitung von 
besoldungsrelevanten Änderungen dienstlicher Verhältnisse wird im 
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Rahmen der Einführung von „my.NRW" im Schulbereich gearbeitet. Die 
genaue Ausgestaltung befindet sich derzeit noch in der Abstimmung. Vor 
dem Hintergrund bestehender organisatorischer und personeller 
Rahmenbedingungen sowie bereits etablierter Verfahren und der 
beabsichtigten Einführung von „my.NRW" im Schulbereich wird von 
Seiten des Ministeriums für Schule und Bildung derzeit davon 

· abgesehen, eine über die Regelungen des federführenden Ministeriums 
der Finanzen hinausgehende Vorgabe zu treffen. 
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